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  im Rat der Stadt Oberhausen

Stellungnahme zum Haushalt 2017

und zum Haushaltssanierungsplan

Ratssitzung am 21. November 2016

Hans-Otto Runkler

Vorsitzender der FDP-Ratsgruppe

Es gilt das gesprochene Wort
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Vor zwei Jahren, am Beginn der Ampelkoalition in Oberhausen, habe ich ein Bekenntnis 

der Freien Demokraten zu mehr als zehn Jahren konstruktiven Umgangs und eindeuti-

ger Unterstützung für den schweren Gang in den ausgeglichenen Haushalt erneuert. Ein 

Gang, der - genau genommen seit drei Jahrzehnten – Rat und Verwaltung, vor allem 

aber den Menschen in unserer Stadt, äußerst viel abverlangt hat. 

Ich sagte an dieser Stelle: Die FDP trägt auch in der Verantwortung selbstredend den 

ausgewogenen Sanierungskurs als den einzig aussichtsreichen Weg mit, Oberhausen 

lebenswert zu erhalten und weiter zu entwickeln. 

Mit einem erstmals wieder ausgeglichenen Haushalt 2017 werden die Früchte der An-

strengungen, wird die Lohn der Angst endlich greifbar. Die Zwänge der Haushaltssanie-

rung sind nicht fort, ganz gewiss nicht, aber es gibt Gestaltungsspielräume. Es bleibt 

auch notwendig, sorgsam abzuwägen und nicht einfach den bequemen Weg zu wählen. 

Denn zu den Besonderheiten des Stärkungspaktes zählt ja, dass eine Abkehr von be-

reits vor Jahren beschlossenen Maßnahmen eine Kompensation in gleicher Höhe zwin-

gend erforderlich macht. Selbst dann, wenn die Streichung der Maßnahme den Haus-

haltsaus-gleich nicht gefährdet. Gleiches gilt für neue freiwillige Leistungen – ein ziem-

lich irreführender, weil im Kern unsinniger Begriff, der außer Acht lässt, wieviel Lebens-

wertes und Liebenswertes, wieviel Anziehendes und Werbendes für unsere Stadt sich 

hinter solchen Aufwendungen verbergen mag. 

Das führt zu Entscheidungen, in denen klare Prioritäten gefragt, nein: erzwungen sind. 

Und hier müssen die Parteien ihre Unterschiede, ihre grundsätzlichen Werte erläutern 

und klarstellen, wenn nämlich nicht alles Wünschenswerte der Wirklichkeit standhält. 

Ein markantes Beispiel, das uns in den Haushaltsberatungen einiges an Kopfschmerz 

verursachen durfte: So hat der Rat einstimmig beschlossen, auf die Erhebung der Park-

gebühren am Kaisergarten zu verzichten. Doch das war eine Maßnahme des Haus-

haltssanierungsplanes, durch die Eintritt für das Tiergehege vermieden worden war. 

Für die 250.000 Euro Mindereinnahme per annum muss mithin eine Kompensation her. 

Einen kleineren Teil davon, so der Vorschlag des Oberbürgermeisters, den der Rat aus-

drücklich mit einem Finanzierungsvorschlag beauftragt hatte, könnte aus seiner Sicht 

bezahltes Parken lediglich am Wochenende abdecken. Das deckt sich übrigens nicht 
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nur exakt mit der Forderung im Kommunalwahlprogramm der Freien Demokraten, son-

dern auch dem Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP. Alles gut also?

Das war es nicht, da diese und andere Kompensationen, z.B. für die Folgen des Schul-

entwicklungsplans mit dem vernünftigen Verzicht auf Schulschließungen, in einer unhei-

ligen Dreifaltigkeit von Erschwernissen für Kinder und ihre Eltern aufgetischt wurden. 

Und da war es unsere Aufgabe als Koalition, eindeutig zugunsten der Kinder zu ent-

scheiden und deutlich zu machen, dass es keine Haushaltssanierung geben darf, die in 

unserer Stadt Zukunftschancen verbauen oder Signale gegen Familien stellen würde.

Wir haben deshalb klargestellt: Für die nicht angenommenen oder heruntergekomme-

nen Spielplätze muss es ein tragfähiges Gesamtkonzept geben. Jeder Euro, und zwar 

bereits jeder Euro, der im kommenden Jahr 2017 dabei eingespart wird, wird zusätzlich 

in den Folgejahren ab 2018 für die Sanierung, Attraktivitätssteigerung und Neuschaffung 

von Spielmöglichkeiten eingesetzt. 

Für die Elternbeiträge im Offenen Ganztag gilt Entsprechendes. Zunächst haben wir die 

Gebührentabelle grundlegend verändert und deutlich niedriger ausgestaltet, als von der 

Verwaltung vorgeschlagen. 

Die demgegenüber gestärkte soziale Komponente stellt viele Eltern sogar noch besser 

als bisher. Familien mit mehr als einem Kind werden erheblich begünstigt. Zudem wird 

jede Mehreinnahme eins zu eins in die Qualitätsverbesserung des Offenen Ganztags 

fließen, sodass auch hier nur für 2017 eine Bedeutung für den Haushaltssanierungsplan 

besteht, und das auch nur deshalb, weil diese Mittel ohnehin erst in 2018 wieder ausge-

geben werden können. 

Und schließlich: die Hoffnung stirbt zuletzt, dass eine Landesregierung auch die schuli-

sche, die pädagogische Bedeutung des Offenen Ganztags nicht nur mit Worten aner-

kennen, sondern auch solide finanzieren könnte. Neuen Handlungsspielraum auf die-

sem Feld könnte die Stadt sehr gut gebrauchen, um wirklich allen Kindern ein er-

schwingliches und gutes Schulessen zu ermöglichen. Da bleibt noch einiges zu tun.

Die Anhebung der Elternbeiträge für Kindertageseinrichtungen haben wir gänzlich abge-

lehnt. Eine Steigerung um drei Prozent, nachdem die letzte Anhebung 2008 erfolgte: 

das klingt scheinbar maßvoll. Man müsste allerdings vergessen haben, dass damals 

35 von 42 in Zusammenstellung



FDP Haushaltsrede 2017 Hans-Otto Runkler

4

unserer Stadt die ungeheure Anhebung durch Ersatzvornahme der Bezirksregierung 

und gegen den erklärten Willen des Rates aufgezwungen wurde. An dieser Machtlosig-

keit im Not-haushalt lässt sich nichts ändern. Aber der heutige Vergleich mit wohlsituier-

ten Städten wie Düsseldorf, die gar keine Elternbeiträge erheben und sich das locker 

leisten können, oder auch nur den Beitragssätzen im Ruhrgebiet zeigt: Oberhausen hat 

keine Veranlassung, bei den Kitas an der Gebührenschraube zu drehen. 

Hierin war sich die Koalition von vornherein einig. Es hat mich schon etwas verblüfft, 

dass Ratskolleginnen und -kollegen anderer Fraktionen angesichts unserer Anträge of-

fenbar mehr als eine Schrecksekunde durchlebten – und sich dann nicht einmal spontan 

zu positionieren wussten – ich nehme an, weil solche Überlegungen wohl in deren 

Haushaltsberatungen keine zentrale Rolle gespielt haben dürften. Aber entscheidend 

sei auch hier das, was – mit den Worten eines bedeutenden Staatsmannes - hinten her-

auskommt.

Spannend waren die Beratungen dann weiterhin, weil freies Parken am Kaisergarten –

insbesondere sogar für die überwiegend von auswärts Anreisenden am Wochenende –

ganz gezielt zu Lasten der Oberhausener Eltern, zu Lasten der vorschulischen und 

schulischen Bildung, nicht nur für uns Freie Demokraten ein Unding wäre und ist. Ob es 

gelingen würde, diesen zugespitzten Konflikt durch einen klugen, auch für die Kommu-

nalaufsicht annehmbaren Maßnahmenvorschlag auszuräumen, sei es aus der Verwal-

tung, sei es aus der Politik, blieb bis zuletzt ungewiss.

Dieses Beispiel macht für mich deutlich, dass die Segnungen und Zwänge des Stabili-

tätspaktes nicht nur Chancen, sondern auch oft genug frustrierende Herausforderungen 

bieten.

Nach wie vor ist es uns nicht gelungen, einen überzeugenden Schritt weg von der un-

rühmlichen Spitzenreiter-Rolle beim Gewerbesteuerhebesatz zu machen, wie wir Libe-

ralen dies schon lange fordern. Das freilich ebenfalls eine zwingend zu kompensierende 

Haushaltssanierungsmaßnahme. Hier steht aber auch der Oberbürgermeister fest im 

Wort, die nächste, bereits 2012 beschlossene Anhebung ab 2018 zu vermeiden.

Immerhin hat die Koalition durch ihren Antrag erreicht, dass die Einführung einer Über-

nachtungssteuer wohl doch verhindert werden kann, weil sich das Beherbergungsge-
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werbe freiwillig für die neue städtische Wirtschaftsförderungsgesellschaft OWT engagie-

ren will, wie wir es angeregt hatten, und somit auch langwieriger Rechtsstreit um die 

vorgebliche Kulturförderabgabe unterbleiben kann. Ein gemeinsames gutes Signal so-

wohl für eine wichtige Branche mit vielen Arbeitsplätzen als auch für die touristische At-

traktivität unserer Stadt. Unser Dank geht an die Beteiligten auf allen Seiten, die dies 

erfolgreich ausgehandelt haben.

Nicht zu vermeiden war hingegen die ebenfalls bereits vor Jahren beschlossene Anhe-

bung der Grundsteuer. Man kann dabei nur unzulänglich Trost ziehen aus der Tatsache, 

dass durch die üppigen Rückzahlungen überhöhter Müllgebühren an die Gebühren-

pflichtigen, also faktisch den fast identischen Personenkreis, auch eine spürbare Entlas-

tung eintritt. Jetzt, denn zuvor wurden sie ja auch einkassiert. Was gern vergessen oder 

verschwiegen wird: auch diese Rückzahlung nach Rechtskraft der Gerichtsentscheidun-

gen wurde bereits 2012 und nicht etwa erst seit Herbst 2015 beschlossen.

Das ist nun freilich eine auch Entlastung, die den städtischen Haushalt durchgerechnet 

mal eben an die 20 Millionen Euro kostet, weil die Stadt, ganz anders als sich das Ge-

richt das vorgestellt hat, nur einen minimalen Anteil von dem Unternehmen GMVA und 

seinem privaten Hauptgesellschafter erstattet bekommt. Man kann da sagen, da hat die 

Stadtspitze schlecht verhandelt, weil das Resultat den Stadthaushalt so heftig trifft, aber 

die Wahrheit ist: ein besseres Ergebnis wäre wohl für niemanden erreichbar gewesen. 

Denn sonst wäre die Müllverbrennung in die Insolvenz geraten, mit verheerenden Fol-

gen für die Arbeitsplätze, und die Stadt hätte dennoch weiterhin die Schuldenlast für das 

Unternehmen vertraglich aufgebürdet behalten.

Nun hat Oberhausen die im weiten Umfeld grotesk niedrigsten Verbrennungspreise, 

nachdem bis vor wenigen Jahren ebenfalls absurd überhöhte Gebühren kassiert worden 

waren. Ein Erfolg des Richterrechts, wo immer Gesetze so unklar und lückenhaft blei-

ben, und des dirigistisch-staatswirtschaftlichen öffentlichen Preisrechts, das jeden ver-

gleichenden Blick auf die Marktsituation unterbindet und die unkalkulierbaren Risiken 

von ungleichgewichtigen Public-Private-Partnerships grell beleuchtet. Denn was nutzt 

ein richterlich festgelegter Erstattungsanspruch an die GMVA, der sich schlicht nicht ein-

fordern lässt. Die beteiligten Städte standen und stehen hier einfach mit dem Rücken an 

der Wand.
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So sind die 20 Millionen Euro, um die nun der städtische Haushalt geschädigt wird und 

damit die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt, alles in allem ein recht hohes Preis-

schild am gefeierten politischen Erfolg eines politischen Wettbewerbers. Auch hier gilt 

freilich: sowenig diese selbst etwas zu ihrem besagten Erfolg geleistet haben, so wenig 

hätten sie etwas zur Abwendung der verheerenden Auswirkungen auf den städtischen 

Haushalt bewirken können. Es hilft natürlich der Haushaltssanierung überhaupt nicht, 

dass die hierfür gebildeten Rückstellungen nun definitiv verloren sind, weil der Anspruch 

auf Erstattung von der Müllverbrennung per Saldo nicht durchsetzbar ist.

Aus den Beratungen der letzten Wochen habe ich bewusst nur einige Streiflichter set-

zen können. Die Ampelkoalition setzt ihre Ziele mit oftmals engelsgleicher Geduld, aber 

im Ergebnis zielstrebig zum Wohle der Menschen und unserer Stadt um, und wir freuen 

uns, dass dies auch nicht selten in konstruktivem Miteinander im Rat und mit dem neu-

en Oberbürgermeister gelingt.

SPD, Grüne und Freie Demokraten ducken sich nicht vor der Verantwortung weg. Ende 

letzten Jahres blieb es uns mit dem Oberbürgermeister überlassen, die Mehrheit für den 

Haushalt und den Haushaltssanierungsplan zu garantieren. Es ist schön, aber auch ein 

gutes Signal an die Kommunalaufsicht, wenn sich über diesen Stabilitätsanker haus-

haltspolitischer Verantwortung hinaus weitere Zustimmung für den erfolgreichen Sanie-

rungskurs mobilisieren lässt.

Mein besonderer Dank gilt dem Ersten Beigeordneten und Kämmerer sowie seinen Mit-

arbeitenden, aber auch dem Oberbürgermeister, dem Verwaltungsvorstand sowie der 

Mitarbeiterschaft in der Stadtverwaltung und im Konzern Stadt. Mit dem ausgeglichenen 

Haushalt verbindet sich nicht zuletzt die Perspektive, dass die Entwicklung für die Men-

schen in der Stadt und auch in den Verwaltungen doch wieder aufwärts zeigen kann.

Und weiterhin gilt: möge nicht nur der ausgesprochen freundliche Umgang mit Anträgen 

und Initiativen der Konkurrenz verdeutlichen, dass unsere Hand ausgestreckt bleibt für 

alle Kräfte im Rat, in der Verwaltung, in der Bürgerbeteiligung und in der Stadtgesell-

schaft, die Oberhausen weltoffen und lebenswert gestalten und mitgestalten wollen.
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